


gestellt. Neben der Beschreibung der 
Maßnahme werden auch mindestens ein 
Kostenvoranschlag, wenn möglich eine 
Zeichnung oder Fotos der baulichen 
Maßnahme („vorher- nachher“ ) und 
die Einverständniserklärung des Ver-
mieters eingereicht. Mit der Maßnahme 
kann man erst nach Genehmigung bzw. 
Bescheid über die Gewährung des Kos-
tenzuschusses beginnen. Reicht der Zu-
schuss (4000 €) nicht aus und kann vom 
Antragsteller wegen geringer Einkün�e 
keine Eigenleistung erbracht werden, 
kann die Restsumme beim Sozialamt 
beantragt werden (§ 55 SGB IX). Benö-
tigt werden hier in der Regel zwei bis 
drei Kostenvoranschläge. 
Beispiele für Finanzierungsmöglichkei-
ten / Zuschüsse durch die P�egekasse:

•	 Einbau	von	fest	installierten
 Rampen
•	 Treppenlifte
•	 Türverbreiterungen
•	 Einbau	von	ebenerdigen	Duschen
•	 Entfernung	von	Balkonschwellen
•	 Kippspiegel
•	 Entfernung	von	Schwellen	in	der
 Wohnung
•	 Anbringen	von	Handläufen
•	 Austausch	von	Bodenbelägen,	z.B.
 rutschfeste Fliesen im Bad
•	 Herabsetzen	von	Fenstergriffen
•	 Einbau	von	behindertengerechten
 Küchen
•	 Lifter	wie	Plattformlift	oder	Fahr-
 stuhl

Auch der Umzug in eine barrierefreie 
Wohnung	und	einige	andere	Leistungen	
können durch die P�egekasse aus die-
sem Zuschuss geleistet werden.
Einige Krankenkassen geben Broschüren 
oder Faltblätter über dieses �ema her-
aus.

Sozialamt

Bei niedrigen Einkommen ist es mög-
lich, einen Antrag beim Sozialamt zu 
stellen.	 Hier	 gilt	 jedoch	 auch,	 dass	 das	
Sozialamt immer nachrangig hinter allen 
anderen Kostenträgern zuständig ist. 
Das	Sozialamt	benötigt,	anders	als	z.	B.	
die P�egekasse,  zwei bis drei Kostenvor-
anschläge zum Vergleich.
Der	 Leistungsanspruch	 kann	 bestehen,	
wenn die Maßnahmen angemessen 
sind und durch sie die häusliche P�e-
ge ermöglicht werden kann oder eine 
möglichst	 selbständige	 Lebensführung	
der P�egebedür�igen wiederhergestellt 

werden kann. Es handelt sich hierbei um 
eine Ermessensleistung, die im Einzelfall 
individuell zu prüfen ist.  
Es gilt auch hier wie bei allen anderen 
Fördermöglichkeiten der Grundsatz: 
„Erst mit der Umsetzung beginnen, 
wenn eine Genehmigung vorliegt“. 
Die	 Vermögensfreigrenze	 wurde	 am	
1.4.2017 auf  5000 € erhöht. 
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Gesetzliche Unfallversiche-
rung (Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen)

Wohnungshilfe	 (einschließlich	 Hilfs-
mittel) wird erbracht, wenn infolge Art 
oder Schwere des Gesundheitsschadens 
nicht nur vorübergehend die behinder-
tengerechte Anpassung vorhandenen 

oder die Bereitstellung behinderungs-
gerechten Wohnraums erforderlich ist 
(vgl.	 §41	 SGB	VII).	Der	 den	Anspruch	
begründende Gesundheitsschaden muss 
auf einem Arbeitsunfall oder einer Be-
rufskrankheit beruhen. Ziel ist, den Ver-
sicherten	ein	Höchstmaß	an	Rehabilita-
tion,	 selbstbestimmter	 Lebensführung	
und	Teilhabe	in	allen	Aspekten	des	täg-
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Rentenversicherungsträger 
und Integrationsamt
Unter der Voraussetzung, dass bereits 
mindestens 15 Jahre lang Beiträge zur 
Rentenversicherung gezahlt wurden, 
ist	 die	 Deutsche	 Rentenversicherung	
zuständig für berufstätige behinderte 
Menschen.	 Diese	 Personengruppe	 hat	
Anspruch auf die Kostenübernahme 
für die behindertengerechte Gestaltung 
der	Wohnung.	Die	 Rentenversicherung	
hat ein Interesse daran, diese Maßnah-
men zu unterstützen, weil dadurch der 
Arbeitsplatz	erhalten	werden	kann.	Die	

Leistungen	 werden	 als	 Darlehen	 oder	
als Zuschuss gewährt und sind einkom-
mensabhängig (gilt auch für das Integra-
tionsamt).	Das	Integrationsamt	ist	auch	
Ansprechpartner für die Arbeitnehmer, 
die nach einer Behinderung erstmalig in 
den Arbeitsprozess eintreten bzw. noch 
keine 15 Jahre Beitragszahlung vorwei-
sen können. 
Auch behinderte Freiberu�er, Selbstän-
dige und Beamte wenden sich für die 
Beantragung	begleitender	Hilfen	im	Ar-
beitsleben an das Integrationsamt. 

lichen,	beruflichen	und	sozialen	Lebens	
zu ermöglichen. Wohnungshilfe wird 
als individueller Zuschuss erbracht, d. h. 
Einkommen und Vermögen der ver-
sicherten Person bleiben bei der Festset-
zung grundsätzlich außer Betracht.
Art	und	Umfang	der	Leistungen	richten	
sich immer nach den individuellen Er-
fordernissen	der	Betroffenen.	Eine	kos-
tenmäßige Begrenzung der Wohnungs-
hilfeleistungen	 (Höchstgrenze)	 	 gibt	 es	
in der Unfallversicherung grundsätzlich 
nicht. Alle Entscheidungen über die not-

wendigen	 Leistungen	 trifft	 der	 Unfall-
versicherungsträger im Einzelfall nach 
p�ichtgemäßem Ermessen. Es gelten 
die allgemeinen Grundsätze der wirk-
samen	 Leistungserbringung	 sowie	 der	
Wirtscha�lichkeit und Sparsamkeit (§69 
Abs. 2 SGB IV). Eine Finanzierung ist 
deshalb grundsätzlich nur für allgemein 
übliche und zweckmäßige Standard-
ausführungen möglich, wenn nicht die 
Unfallfolgen bzw. die besondere persön-
liche Wohnsituation eine weitergehende 
Leistung	erforderlich	machen.		
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Öffentliche Mittel
Soziale Wohnraumförderung/behin-
dertengerechter Umbau von selbstge-
nutztem Wohneigentum in Hessen

Das	 Hessische	 Ministerium	 für	 Um-
welt,	 Klimaschutz,	 Landwirtschaft	 und	
Verbraucherschutz	stellt	derzeit	jährlich 
Fördermittel	 in	Höhe	von	2	Millionen	€	
als Kostenzuschuss für den Umbau von 
selbstgenutztem Wohneigentum zur 
Verfügung. Förderungsfähig sind bau-
liche Maßnahmen, Einrichtungen und 
Ausstattungen an und in bestehenden 
selbstgenutzten	Wohnungen	 bzw.	Häu-
sern für Menschen mit einer Behin-
derung.	Die	Behinderung	ist	z.B.	durch	
einen Schwerbehindertenausweis oder 
durch ein P�egegutachten nachzuwei-
sen. Für die Maßnahmen wird ein Kos-
tenzuschuss	als	Festbetrag	bis	zu	50	v.H.	
der Kosten gewährt. 
Im Einzelnen gelten folgende maximale 
Zuschussbeträge:

•	 Bad	und	Küche	:	Um-/Einbau
	 jeweils:	5.000	€
•	 Lift-/Aufzugseinbau:	6.000	€
•	 Alle	anderen	förderungsfähigen
 Einzelmaßnahmen: 2.500 €

Förderungsfähig sind Gesamtkosten 
bis	 zu	 25.000	 €	 je	 Wohneinheit,	 auch	
wenn die Ausgaben der baulichen Maß- 
nahmen	 höher	 sind.	 Dies	 entspricht 
einem	Zuschuss	 in	Höhe	 von	maximal	 
12.500 €. Innerhalb von 5 Jahren können 
auch	nur	bis	zu	dieser	Höhe	Zuschüsse 
pro Wohnung bzw. Antragssteller ge-
währt werden.
Maßnahmekosten unter 1.000 € werden 
nicht gefördert. Als „selbst genutzt“ gel-
ten Wohnungen, wenn sie vom Eigentü-
mer,	einem	Angehörigen	in	gerader	Linie	 
(Eltern, Kinder, Großeltern, Enkel) oder 
bis zum dritten Grad in der Seitenlinie 
(Geschwister und ihre Nachkommen) 
genutzt werden. 
Es werden vorrangig Maßnahmen 
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gefördert,	die	den	Anforderungen	der	DIN	
18040-2	 entsprechen.	 Die	 Finanzierung	 
der Bauvorhaben muss dauerha� gesi-
chert sein. Eigenleistungen werden nicht 
gefördert.
Anträge sind über die Wohnungsbauför-
derungsstellen des Kreises bzw. der 
kreisfreien Stadt an die Wirtscha�s- und 

Infrastrukturbank	Hessen	zu	stellen.	
Alle Informationen dazu sind unter 
https://www.wibank.de/wibank/behin 
dertengerechter-umbau-von-wohne 
gentum/behindertengerechter-um 
b au-von-wohne igentum-/307006 
zu �nden.

KFW
Die	 KFW	 Förderbank	 hat	 ein	 Kredit-	
und ein Zuschussprogramm für Eigen-
tümer und Mieter (mit Zustimmung des 
Vermieters) zur Anpassung von Woh-
nungen,	Häusern	und	des	Wohnumfelds,	
ebenfalls	 nach	DIN	 18040-2,	 aufgelegt:	
„Altersgerecht umbauen“. Es gibt ein  
Zuschussprogramm- Nr. 455- (www.kfw.
de/455) und ein zinsgünstiges Kredit-
programm- Nr. 159-  (www.kfw.de/159). 
Die	Beantragung	des	Kreditprogramms	
erfolgt	über	die	Hausbanken,	die	Bean-
tragung der Zuschüsse über die KFW 
direkt. Gefördert werden Maßnahmen 
in folgenden sieben Bereichen:

1. Wege zu Gebäuden und
 Wohnumfeldmaßnahmen
2. Eingangsbereich und  
 Wohnungszugang
3. Vertikale Erschließung/Überwin-
 dung von Niveauunterschieden
4. Anpassung der Raumgeometrie
5. Maßnahmen an Sanitärräumen
6. Sicherheit, Orientierung,  
 Kommunikation
7. Gemeinscha�sräume,
 Mehrgenerationenwohnen

Die	 	 Durchführung	 von	 Maßnahmen	
der einzelnen Förderbereiche 1-7 wird 
mit 10% der förderfähigen Investitions-
kosten, mit maximal 5000 € gefördert, 
der	Standard	„Altersgerechtes	Haus“	mit	
12,5 %, maximal 6250 € pro Wohnein-
heit.
Zuschussbeträge unter 200 € werden 
nicht ausgezahlt (Umbausumme 2000 €).
Zudem werden bei Einzelmaßnahmen 
für den Einbruchsschutz, die ersten 
1000 € der Kosten mit 20 %, die rest-
lichen förderfähigen Investitionskos-
ten mit 10 % gefördert - bis maximal  
1.600 € pro Wohneinheit.
Ein Fachunternehmen bestätigt die Ein-
haltung der Anforderungen bei Maß-
nahmen der Bereiche  1-7. Ein Sachver-
ständiger (Planvorlageberechtigter, z.B. 
ein Architekt oder ein speziell geschul-
ter	 Handwerker)	 prüft	 beim	 Standard 
„Altersgerechtes	Haus“	und	reicht	einen	
Verwendungsnachweis bei der KFW ein.
Weitere Informationen: www.kfw.de/
inlandsfoerderung/Privatpersonen/Be 
standsimmobilien/Barrierereduzierung

Steuererleichterungen
Behindertengerechte Umbaumaßnah-
men in einer Mietwohnung oder im 
selbst genutzten Eigenheim können bei 
der Einkommenssteuererklärung teil-
weise in Abzug gebracht werden (als 
außergewöhnliche Belastungen). Eine 
Schwerbehinderung muss nachgewiesen 
werden und ein ärztliches Attest muss 
vorliegen. 
Vor Maßnahmenbeginn ist die Aner-
kennung (nach § 33 EStG) beim Finanz-
amt abzufragen.

Siehe “Steuerwegweiser für Menschen 
mit Behinderung“, eine Broschüre des 
Hessischen	Ministeriums	 für	 Finanzen,	
zu	 bestellen	 oder	 als	 Download	 unter	
www.finanzen.hessen.de/presse/publi 
kationen .
Ebenso	 können	 Handwerkerleistungen	
nach § 35 a Abs. 3 EStG bei Erhaltungs-, 
Modernisierungs- oder Renovierungs-
leistungen	 pro	 Haushalt	 und	 Jahr	 mit	
20%	von	max.	6000	€	der	Handwerker-
kosten- also bis 1200 € -als Steuerbonus 
angerechnet werden.

3.	Auflage	H
FW
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